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1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSANLASS  

Am 02.07.2020 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Sülstorf in öffentli-

cher Sitzung die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 7 „Solarpark Sülte“ be-

schlossen.  

Ziel des o. g. Bebauungsplans ist es, durch Festsetzung eines sonstigen Sonder-

gebiets gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO die Realisierung und den Betrieb von Frei-

flächenphotovoltaikanlagen einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen pla-

nungsrechtlich zu sichern und die Erzeugung von umweltfreundlichem Solarstrom 

innerhalb des Gemeindegebietes zu ermöglichen. 

Der Planungsraum befindet sich nordwestlich der Ortslage Sülte. Er liegt inner-

halb des durch Planfeststellungsbeschluss bis zum 31.12.2050 zugelassenen 

Rahmenbetriebsplanes für den Kiessandtagebau „Sülte“. Innerhalb des Planungs-

raums hat eine Gewinnung von Kies und Sand bereits stattgefunden. Mit Fest-

stellung des Bergamtes Stralsund vom 02.07.2002 erfolgte die Beendigung der 

Bergaufsicht für dieses Flurstück. Der Tagebau wurde in diesem Bereich rekulti-

viert und wird derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt. Aufgrund der vorange-

gangenen Nutzung ist der Planungsraum als Konversionsfläche anzusehen.  

Freiflächen-Photovoltaikanlagen gelten nicht als privilegiertes Vorhaben im Sinne 

von § 35 BauGB. Entsprechend fordern die gesetzlichen Regelungen die Aufstel-

lung eines Bebauungsplans, weil regelmäßig anzunehmen ist, dass Freiflächen-

Photovoltaikanlagen auch als sonstige Vorhaben im Außenbereich unzulässig wä-

ren und die Beeinträchtigung öffentlicher Belange nicht gänzlich auszuschließen 

ist. 

Der Bebauungsplan umfasst Vorhaben, die dem Klimawandel entgegenwirken, 

indem der Ausstoß an CO2 verringert wird, der mit der Erzeugung von Energie 

aus fossilen Energieträgern verbunden ist. Damit ist der Bebauungsplan für das 

Gemeinwohl nicht nur förderlich, nützlich oder dienlich, es besteht vielmehr ein 

direktes öffentliches Interesse an der Errichtung der im Geltungsbereich geplan-

ten Solaranlagen. 

Die Gemeinde ist aus diesem Grund nach wie vor bestrebt den Anteil der erzeug-

ten Energie aus erneuerbaren Energiequellen im Gemeindegebiet zu erhöhen. 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt durch Artikel 2 des Geset-

zes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)  

o Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 

2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 

1998 (GVOBl. M- V 1998, S. 503, 613), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 

Gesetzes vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V S. 166, 181) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kom-

munalverfassung - KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 

(GVOBl. M-V 2011, S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-

gesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 

(BGBl. I S. 1362, 1436) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - 

NatSchAG M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.02.2010 (GVOBl. M-V 

S. 66), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 

(GVOBl. M-V S. 221, 228) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Sülstorf in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

• Katasterauszug sowie Geodaten des Landesamtes für innere Verwaltung 

M-V, Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen, Lübecker 

Str. 289 - 19059 Schwerin vom Okt. 2020 

Lagebezug: ETRS89_33 EPSG 25833; Höhenbezugssystem: DHHN2016, 

EPSG 7837 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im Plan im Maßstab 1: 

2.500 dargestellt und beläuft sich auf eine Fläche von ca. 6,2 ha. Er erstreckt 

sich auf eine Teilfläche des Flurstücks 31/3 in der Gemarkung Sülte, Flur 1.  

 

4. Entwicklung des Bebauungsplans  

Das Flächennutzungsplankonzept für das Gesamtgemeindegebiet der Gemeinde 

Sülstorf ist zum momentanen Zeitpunkt noch nicht so weit erarbeitet, als dass 

ein rechtskräftiger Flächennutzungsplan aufgestellt werden kann. 

Demgegenüber erfordert die geordnete städtebauliche Entwicklung, dass für das 

o. g. Vorhaben die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Die 

erfolgt durch einen vorzeitigen Bebauungsplan. Dieser kann aufgestellt werden, 

wenn dringende Gründe es erfordern und der geplanten städtebaulichen Entwick-

lung des Gemeindegebietes nicht entgegenstehen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient unter anderem dazu, die Errichtung 

und den Betrieb von Energieerzeugungsanlagen auf der Basis solarer Strahlungs-

energie planungsrechtlich zu ermöglichen. Die zeitnahe Errichtung und der Be-

trieb der geplanten Anlagen liegen im besonderen Interesse der Kommune.  

Durch eine Verzögerung der Aufstellung des Bebauungsplans wäre die zeitnahe 

Verwirklichung der danach auch im öffentlichen Interesse der Gemeinde liegen-

den Investitionsentscheidung in Frage gestellt.  

Der Gemeinde entstünde durch die Nichtaufstellung des vorzeitigen Bebauungs-

plans der Nachteil, dass potenzielle Investoren die Investition an einem anderen 

Standort realisieren würden. Diese haben deutlich gemacht, dass sie auf eine 

zeitnahe Umsetzung der Planung angewiesen sind. Aus gewerbesteuerlicher Sicht 

ist davon auszugehen, dass die am Ort anfallenden Gewinne ausschließlich in der 

Gemeinde Sülstorf der Gewerbesteuer unterworfen werden.  

Für die Bereitstellung einer Fläche für das sonstige Sondergebiet spricht zudem, 

dass hierfür auch unter übergeordneten Gesichtspunkten ein Bedarf besteht.  

Eine zeitnahe Realisierung des mit dem Bebauungsplan vorgesehenen Vorhabens 

ist nämlich angesichts der Zielstellung des Gesetzes über den Vorrang Erneuer-

barer Energien (EEG) geboten.  

Für die Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplans spricht neben dem Bedarf an 

Standortflächen für Erneuerbare Energien im Gemeindegebiet, dass für den ge-

planten Solarpark ein dringendes öffentliches Interesse besteht. Es sind demnach 

erhebliche Nachteile zu befürchten, würde die Gemeinde nicht nach Maßgabe des 

§ 8 Abs. 4 BauGB handeln. 

Der Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans stehen ferner auch keine an-

derweitigen Entwicklungsabsichten der Gemeinde Sülstorf entgegen.  
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Die Rechtsprechung verlangt insoweit  

„eine gewisse Einbettung des vorzeitigen Bebauungsplans in die zum Zeitpunkt 

seiner Aufstellung vorhandenen Vorstellungen der Gemeinde von ihrer städte-

baulichen Entwicklung“ (VGH München, U. v. 15.01.1997 – 26 N 96.2907 – juris, 

Rn. 18). 

Dies ist vorliegend nicht zweifelhaft. Für das Plangebiet und seine Umgebung lie-

gen keine konkreten Planungs- und Entwicklungsabsichten der Gemeinde Sülstorf 

vor, die einer Verwirklichung des auf dem Plangebiet beabsichtigten Vorhabens 

entgegenstünden.  

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB bestünde auch die Möglichkeit der Aufstellung 

eines selbstständigen Bebauungsplans.  

Auch hier ist ein wirksamer Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn der 

selbstständige Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung zu 

ordnen. Dieser setzt allerdings voraus, dass ein weiterer Koordinierungs- und 

Steuerungsbedarf über das Plangebiet des B-Plans hinaus in der Gemeinde nicht 

besteht.  

Aufgrund der geringfügigen Plangebietsgröße im Verhältnis zur Gesamtgemein-

defläche ist der vorliegende Bebauungsplan nicht in der Lage, den städtebauli-

chen bzw. planungsrechtlichen Koordinierungs- und Steuerungsbedarf der Ge-

meinde Sülstorf abzudecken. 
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5. Beschaffenheit des Plangebietes 

5.1 Ausgangssituation 

Der Vorhabenstandort befindet sich nordwestlich der Ortslage Sülte auf einem 

ehemaligen Kiessandtagebau. Der Abbau auf diesem Flurstück fand im Zeitraum 

von 1991 bis 2000 statt.  

Erschlossen wird der Planungsraum im Süden von einem Wirtschaftsweg. Der 

Planungsraum wird derzeit intensiv landwirtschaftlich genutzt und ist momentan 

mit Mais bestellt. Die Ackerwertzahlen liegen für den Geltungsbereich bei unter 

20 Bodenpunkten. Die Flächen sind durch ein geringes landwirtschaftliches Er-

tragsvermögen gekennzeichnet.  

Nordwestlich und nordöstlich schließt ein vorhandener Solarpark an den Gel-

tungsbereich. Südöstlich und südwestlich des Bebauungsplangebietes befinden 

sich intensiv genutzte Ackerflächen.  

Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Nationale 

Naturmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschaftsschutzgebiet), 27 

(Naturpark) und 28 (Naturdenkmäler) des Bundesnaturschutzgesetzes 

(BNatSchG) oder europäische Schutzgebiete sind im gesamten Geltungsbereich 

nicht vorhanden. 

Das nächstgelegene Vogelschutzgebiet „Lewitz“ befindet sich in über 5.000 m 

Entfernung. Das nächstgelegene Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (GGB) 

„Wälder in der Lewitz“ befindet sich in etwa 8.000 m Entfernung. 

 

5.2 Planungsbindungen 

 Raumordnung und Landesplanung 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 

Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam-

menfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde Sülstorf ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 

Rechtsgrundlagen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl l S. 2986), 

das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 

1353) 

•   Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 

1998 (GVOBl. M-V S. 503, 613), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-

setzes vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V S. 166, 181) 

• Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Meck-

lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 
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• Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Westmecklenburg (RREP WM-LVO M-V) vom 31. August 2011  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 

ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 

Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In die-

sem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photovoltaik-

anlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren Auswirkungen 

auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der 

Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelba-

ren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Im LEP-MV (6.4 [6]) wird der Ausbau einer umweltverträglichen Energieversor-

gung für alle Teilräume als Entwicklungsvoraussetzung empfohlen. Es enthält ein 

eindeutiges Bekenntnis für die Stärkung der erneuerbaren Energien: „Der weite-

ren Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist, soweit es wirtschaftlich ver-

tretbar ist, durch eine komplexe Berücksichtigung von Maßnahmen 

o zur Energieeinsparung, 

o der Erhöhung der Energieeffizienz, 

o der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale 

o der Nutzung regenerativer Energieträger und 

o der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen 

Rechnung zu tragen.“  

In der Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-

Vorpommern werden keine Vorgaben für den Geltungsbereich getroffen.  

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg besagt, dass für 

Solar- bzw. Photovoltaikanlagen bauliche Anlagen, bereits versiegelte Flächen 

oder geeignete Konversionsflächen genutzt werden sollen (RREP WM 6.5 (5)). 

Vorliegend wird eine ehemalige Kiessandtagebaufläche als wirtschaftliche Kon-

versionsfläche in Anspruch genommen.  

Der Planungsraum liegt laut der Festlegungskarte des RREP WM innerhalb des 

Vorranggebietes Rohstoffsicherung. In den Vorranggebieten Rohstoffsicherung 

hat die Sicherung und Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe Vorrang vor ande-

ren Ansprüchen der Raumnutzung.  

In diesen Bereichen sind einem Abbau verhindernde Nutzungen auszuschließen 

(RREP WM 5.6 (2)). 

Die vorliegende Fläche ist bereits ausgekiest und mit Feststellung des Bergamtes 

Stralsund vom 02.07.2002 erfolgte die Beendigung der Bergaufsicht. Somit ste-

hen dem geplanten Vorhaben keine bergbaurechtlichen Belange entgegen.   
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Mit Verweis auf die festgesetzten Bedingungen (vgl. Festsetzung) der Planung 

werden die Belange des Vorranggebietes Rohstoffsicherung in der Abwägung der 

Gemeinde Sülstorf beachtet.  

Der vorliegende Bebauungsplan erscheint somit mit den Zielen und Grundsätzen 

der Raumordnung vereinbar. 

 

6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept  

Aufgabe des Bebauungsplans ist es, eine städtebauliche Ordnung gemäß den in § 

1 Abs. 3 und 5 BauGB aufgeführten Planungsleitsätzen zu gewährleisten. Im Sin-

ne einer baulichen Verdichtung, zur Gewährleistung einer städtebaulichen Ent-

wicklung und Ordnung sowie zur gestalterischen Einflussnahme ist es erforder-

lich, diese Ansprüche über eine Bebauungsplanung festzuschreiben. 

Ziel des Bebauungsplans soll sein, durch Festsetzung eines sonstigen Sonderge-

bietes mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strah-

lungsenergie“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO die Realisierung einer Freiflächenpho-

tovoltaikanlage (PVA) zur Erzeugung von umweltfreundlichem Solarstrom pla-

nungsrechtlich zu ermöglichen und zu sichern. 

Im Hinblick auf die rasante Entwicklung im Bereich der Erzeugung erneuerbarer 

Energien sind zukünftige technische Neuerungen der Solarnutzung zumindest 

langfristig nicht abschätzbar. 

Den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB zum sparsamen Umgang mit Grund und 

Boden wird mit dem vorliegenden Bebauungsplan Rechnung getragen. Durch die 

Gründung der Solarmodule auf den Ackerflächen eines ehemaligen Kiessandta-

gebaus mittels Rammpfosten ist nur eine geringe Versiegelung des Bodens not-

wendig. Es kommt lediglich zu einem Funktionsverlust im Bereich der von den 

Modulen überstandenen Fläche.  

Negative Beeinflussungen des Ortsbildes werden so gering wie möglich gehalten. 

An der südlichen Grenze der geplanten Photovoltaikanlage erfolgt die Errichtung 

eines Erdwalls mit Bepflanzung. Dieser Wall dient als Sichtschutz auf das Anla-

gengelände und wirkt sich positiv auf das Landschaftsbild aus.  

Die geplanten Investitionen stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 

positiv zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung des Gemeindegebietes und 

den umweltpolitischen Vorgaben der Bundesregierung zur Optimierung der Er-

zeugung von erneuerbaren Energien.  
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6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Gemeinde Sülstorf nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete 

gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der Nutzung 

mit der Zweckbestimmung „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungs-

energie“ wird durch die Definition der Baugebiete nach den §§ 2 - 10 BauNVO 

nicht gedeckt. 

Unter Berücksichtigung der technischen und wirtschaftlichen Standortbedingun-

gen einer Freiflächen-Photovoltaikanlage sind vielfältige Faktoren entscheidend 

für die Festlegung der Baufelder.  

Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich innerhalb der sonstigen Sonder-

gebiete „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) 

errichtet. Dabei werden die überbaubaren Grundstücksteile über die Baugrenze 

festgesetzt. 

Grundsätzlich sind im Vorfeld der Installation der Solarmodule keine Erdarbeiten 

zur Regulierung des Geländes erforderlich. 

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage im Be-

reich der landwirtschaftlichen Flächen auf in den Boden gerammten Stützen in 

Reihen mit einem Abstand von etwa 2 bis 5 m aufgestellt.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an 

die Zentralwechselrichter angeschlossen werden. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die 

Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet 

sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den 

nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen.  

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,65 begrenzt. Somit werden etwa 65 % 

der Sondergebietsfläche mit Modulen überstanden und die verbleibenden 35 % 

werden freigehalten, um eine gegenseitige Verschattung der Module zu verhin-

dern.  

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute Fläche 

nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne des Minimie-

rungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Boden wird eine Bau-

weise gewählt, die die maßgebenden Bodenfunktionen auch unterhalb der Modul-

tische weitestgehend nicht gefährdet.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil festge-

setzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nutzung realisiert werden darf.  
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Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil die 

Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über dem anstehenden Gelände zur Be-

stimmung des Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von 

unnötigen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung 

Teil A festgesetzt wird.  

Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen werden eine maximale Hö-

he von 3,50 m über Geländeoberkante nicht überschritten. Als unterer Bezugs-

punkt dient das anstehende Gelände. 

Für die Anpassung an die Ziele der Raumordnung (Vorranggebiet Rohstoffsiche-

rung) kommt es darauf an, dass der Vorrang der Rohstoffgewinnung - trotz der 

aktuell angestrebten Nutzung als Solarpark - gesichert wird. 

Entsprechend sieht der Entwurf des Bebauungsplans neben der zeichnerischen 

Festsetzung „Umgrenzung von Flächen für Abgrabungen von Kiesen und Sanden" 

dafür eine bedingte Festsetzung vor. Im Falle des Eintritts „bestimmter Umstän-

de" (hier: bergbaurechtliche Zulassung des Rohstoffabbaus) ist der Solarpark 

vollständig zurückzubauen. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht Ge-

genstand der Regelungsabsicht der Gemeinde Sülstorf. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Das sonstige Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis solarer Strah-

lungsenergie“ (SO EBS) dient gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO der Errichtung 

und dem Betrieb von großflächigen Photovoltaikanlagen. Zulässig sind ins-

besondere Modultische mit Solarmodulen sowie die für den Betrieb erfor-

derlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Monitoring-Container, Umspann-

stationen, Wechselrichterstationen, Kameramäste, Elektrospeicher und 

Zaunanlagen. Ausnahmen gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO vom Höchstmaß 

der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen sind innerhalb des sonstigen 

Sondergebietes für Kameramasten zulässig. 

2. Auf den gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB festgesetzten Flächen für Abgra-

bungen von Kiesen und Sanden hat die bergbauliche Gewinnung oberflä-

chennaher Rohstoffe Vorrang vor der Energiegewinnung aussolarer Strah-

lungsenergie. Sofern hier die Gewinnung oberflächennaher Rohstoffe 

bergbaurechtlich zugelassen wird, sind die vorhandenen Modultische mit 

Solarmodulen sowie die für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Tra-

fostationen, Monitoring-Container, Umspannstationen, Wechselrichterstati-

onen, Kameramäste, Elektrospeicher und Zaunanlagen vollständig zu ent-

fernen. Als Folgenutzung wird die bergbaurechtliche Gewinnung oberflä-

chennaher Rohstoffe festgesetzt (Eintreten bestimmter Umstände gemäß § 

9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB). 
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3. Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Ener-

giegewinnung auf der Basis solarer Strahlungsenergie“ (SO EBS) gemäß § 

17 Absatz 1 BauNVO auf 0,65 begrenzt.  

4. Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 3,50 m begrenzt. Als unte-

rer Bezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über NHN des 

amtlichen Höhenbezugssystems DHHN2016. 

 

6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur            

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über 

§ 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen 

bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft festzusetzen.  

Im Süden der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage ist ein bepflanzter Erd-

wall als Sichtschutz vorgesehen. Der Erdwall soll eine Breite von 10 m und eine 

Höhe von 2 m vorweisen und ist mit heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Bei der 

Errichtung des Erdwalls ist nachweislich ausschließlich Boden zu verwenden, bei 

der Herstellung der durchwurzelbaren Bodenschicht sind die bodenschutzrechtli-

chen Vorgaben (insb, § 12 BBodSchVO), unter der durchwurzelbaren Boden-

schicht die LAGA M 20 zu beachten. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1. Die mit A gekennzeichnete Fläche zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft ist als mit Gehölzen bepflanzter Erdwall 

zu entwickeln.  

2. Innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung auf der Basis 

solarer Strahlungsenergie“ ist eine Mahd maximal zweimal jährlich mit Ab-

transport des Mähgutes nicht vor dem 15. Juli eines Jahres sowie die Be-

weidung mit Schafen zulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzen-

schutzmitteln ist unzulässig. 
 

6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvorschriften“ er-

lassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege tätig zu 

werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Absatz 3 der 

Landesbauordnung M-V gegeben. Für den Planungsraum des vorliegenden Be-

bauungsplans sind keine örtlichen Bauvorschriften notwendig. 
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6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine 

Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein 

gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des 

Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen 

der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter 

nach § 2a BauGB untersucht. Aufgrund der Standortsituation und möglicher Um-

weltwirkungen des Vorhabens wird insbesondere für die Schutzgüter Mensch, 

Boden, Tiere/Pflanzen und Landschaft ein erhöhter Untersuchungsbedarf festge-

stellt. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 

die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage einschließ-

lich der erforderlichen Nebenanlagen. 

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage auf die 

Schutzgüter des Untersuchungsraums ergab insgesamt, dass die Schutzgüter 

aufgrund der beschriebenen vorhabenbedingten Auswirkungen nicht erheblich 

oder nachhaltig beeinträchtigt werden.  

Der beschriebene Bauablauf lässt keine nachteiligen Auswirkungen auf die 

Schutzgüter vermuten.  

Unter Einhaltung der beschriebenen Vermeidungsmaßnahme ist von keiner Be-

einträchtigung der relevanten und untersuchten Arten auszugehen. Eine Beein-

trächtigung weiterer besonders oder streng geschützter Arten ist nicht ableitbar. 

Während der Betriebsphase sind vorhabenbedingt keine Immissionswirkungen im 

Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzweise zu immissionsschutzrechtli-

chen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen gesetzlich vorgeschriebener 

Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

Eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt als Summe der beschrie-

benen und bewerteten Schutzgüter konnte für dieses Vorhaben im Rah-

men der Umweltprüfung nicht festgestellt werden. 
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6.4 Verkehr 

Erschlossen wird der Geltungsbereich von dem um die Ortslage verlaufenden 

Wirtschaftsweg. 

Für die Bauphase wird sich hier ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch Liefer-

fahrzeuge und Montagepersonal nicht vermeiden lassen. 

Innerhalb der Betriebsphase sind jedoch keine Einflüsse auf das bestehende Ver-

kehrsaufkommen zu erwarten. 
 

7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-

chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzwei-

se zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 

gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

Blendwirkungen 

Ungewollte Reflexionen können den Wirkungsgrad von Photovoltaik-Modulen 

mindern. Das Sonnenlicht fällt in unterschiedlichem Winkel auf die Oberfläche 

des Solarmoduls. Ein Teil von dieser Strahlung wird durch die Oberfläche nicht 

absorbiert, sondern reflektiert. Das kann sowohl an der Abdeckung des Solarmo-

duls wie auch im Innern des Solarmoduls erfolgen. Die Reflexionsverluste in Pho-

tovoltaik Modulen können bis zu zehn Prozent ausmachen, womit der mögliche 

Ertrag also erheblich gemindert wird. Die Höhe der Reflexionsverluste hängt von 

der Oberflächenstruktur ab. 

Da es bei allen Solarzellen zu diesen Reflexionsverlusten kommt, wird in jede 

Solarzelle eine Antireflexionsschicht eingebaut, um die Verluste möglichst klein 

zu halten. Diese Antireflexionsschichten werden auf die Wafer aufgebracht. Dabei 

werden die Reflexionsverluste beim Wafer allein von 40 % auf rund 5 % vermin-

dert. 

Die Reflexionsverluste von Solarmodulen können weiter vermindert werden, in-

dem auch das Abdeckglas mit entsprechenden reflexionsmindernden Schichten 

bedampft wird.  

Werden antireflexbeschichtete Gläser genutzt, können die Verluste um weitere 3 

Prozent vermindert werden. Mit der Nanotechnologie haben sich hier große Mög-

lichkeiten ergeben, die Antireflexschicht des Solarglases sehr exakt zu texturie-

ren, sodass immer weniger Verluste entstehen. 

Alle Antireflexschichten können dennoch die Reflexionsverluste nicht auf Null 

vermindern. Deshalb wird zusätzlich die Oberfläche der Solarzellen texturiert. 

Durch die Texturierung erhält die Solarzelle eine andere Oberflächenstruktur, die 

es ermöglicht, dass mehr Photonen genutzt werden können. Die Kombination 
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von diesen Methoden können die Reflexionsverluste auf unter 1 Prozent senken 

(Quelle: https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste).“ 

Im Ergebnis der durchgeführten Blendanalyse für die Bebauungspläne Nr. 6 und 

Nr. 7 „Solarpark Sülte“ BAL-K0102-20068-V10 vom 18.12.2020, Ingenieurbüro 

JERA konnte festgestellt werden, dass mit keinen Belästigungen oder Beeinträch-

tigungen aufgrund der geplanten Solarparks zu rechnen ist.  

 

Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können z. B. durch Wechselrichter und Kühleinrich-

tungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichenden Schall-

schutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit einem Min-

destabstand von 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet. 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste)
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8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, sodass es 

nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt. Ein Anschluss an das Was-

server- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforderlich.  

8.2 Gewässer 

Anfallendes Niederschlagswasser kann weiterhin innerhalb des Planungsraumes 

versickern. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürch-

ten, denn mit dem Vorhaben werden keine Stoffe freigesetzt, die die Qualität von 

Grund- und Oberflächenwasser beeinträchtigen können.  

Der Geltungsbereich befindet sich in der Schutzzone IIIB der Wasserfassung Ort-

krug. Zum Schutz der Wasserfassung werden Trafostationen in einer flüssig-

keitsundurchlässigen Auffangwanne aufgestellt, deren Auffangvolumen mindes-

tens der eingesetzten Trafoölmenge entspricht. Damit kann eine Beeinträchti-

gung der festgesetzten Wasserfassung Ortkrug ausgeschlossen werden. 

Entlang des südlich verlaufenden Weges befindet sich ein Gewässer II. Ordnung. 

In diesem Bereich sind keine baulichen Anlagen vorgesehen. Auch Baumpflan-

zungen und Umzäunungen sind in diesem Bereich nicht vorgesehen.  

 

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Telekommu-

nikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom AG.  

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den 

Baustellen und fertiggestellten Objekten eine (sach- und umweltgerechte Ab-

fallentsorgung nach den gesetzlichen Bestimmungen) gemeinwohlverträgliche 

und geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 

Ludwigslust-Parchim erfolgen kann. 

Bei der Baudurchführung ist durchzusetzen, dass der im Rahmen des Bauge-

schehens anfallende Bodenaushub einer geordneten Wiederverwendung gemäß 

den Technischen Regeln der Mitteilungen der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

(LAGA) zugeführt wird.  

Während der Erschließungs- und Baumaßnahmen aufgefundene Abfälle sind 

fachgerecht zu entsorgen. 

Sollten bei Erdarbeiten Auffälligkeiten wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerü-

che des Bodens auftreten, ist der Landrat des Landkreises Ludwigslust-Parchim 

zu informieren.  
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8.5 Brandschutz 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen.  

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, sind 

am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage verantwortlichen 

Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dauerhaft und deutlich 

angebracht. 

Auf Grund der Nähe angrenzender landwirtschaftlicher Flächen und dem damit 

möglichem Brandüberschlag sowie im Zuge eines Erstangriffs der Feuerwehr, 

sind für die Löschwasserversorgung 48 m3/h über 2 Std. vorzuhalten. Diese 

Löschwassermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Verfügung stehen. 

Als Einrichtungen für die unabhängige Löschwasserversorgung kommen in Frage: 

o Trinkwassernetz (Unterflurhydranten DIN 3221 Teil 1 oder Überflurhydran-

ten DIN 3222 Teil 1), 

o Löschwasserteiche (DIN 14210), 

o Löschwasserbrunnen (DIN 14220) oder 

o unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230). 

Die Entfernung der Löschwasserentnahmestellen zu den Objekten darf 300 m 

nicht überschreiten.  

Die notwendigen Verkehrsflächen (Erschließungsstraßen) im und zum Plangebiet 

müssen den Anforderungen an Feuerwehrzufahrten nach der „Richtlinie über Flä-

chen für die Feuerwehr" – in der aktuellen Fassung – entsprechen. 

Die Brandlasten innerhalb der Anlage sind zu minimieren, z.B. durch regelmäßige 

Mahd, Beräumen des Grasschnittes usw.; Leitungsführungen sind durch entspre-

chende Maßnahmen vor mechanischen Beschädigungen zu schützen. 

Es ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 (Textteil u. a. mit Ansprechpartner im 

Gefahrenfall, Übersichtsplan mit Kennzeichnung der Feuerwehr-Zufahrt, der 

Wechselrichter, Schaltstellen [Freischaltelemente, Feuerwehrschalter] und Tra-

fostationen usw.) zu erstellen. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von ihnen 

nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. 

Über die Wege zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Modultische 

untereinander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung 

entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlichkeiten 

und die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation einschließlich 

Blitz- und Überspannungsschutzsystemen und Inbetriebnahme der PVA sowie 

regelmäßige Wartung minimiert. 
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Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des Deut-

schen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die VDE 0132 

"Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen" 

zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Sicher-

heitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen.  

Demnach sind PVA bedenkenlos zu löschen, wenn die erforderlichen Sicherheits-

abstände eingehalten werden. In der Praxis ist bei Bränden von Freiflächen-PVA 

das kontrollierte Abbrennen lassen der Anlage angezeigt. Im Zuge des Erstan-

griffs sollte ein Löschfahrzeug mit Wassertank vorgesehen werden. 

PVA bestehen im Wesentlichen aus nichtbrennbaren Metallgestellen, den eigentli-

chen Photovoltaikmodulen, Kabeln sowie Wechselrichtern und Transformatoren. 

Als Brandlast kommen damit Kabelverbindungen, kleinere Komponenten der Mo-

dule (z. B. Anschlussleitung und Verbindungsstecker) sowie in geringem Umfang 

brennbare Bestandteile der Wechselrichter und Transformatoren, z. B. ölhaltige 

Betriebsmittel in Frage.  

 

9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denkmal im 

Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern einge-

tragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich des Vorhabens keine Boden-

denkmale oder Verdachtsflächen bekannt. 

Wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfär-

bungen entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der 

unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und 

die Fundstelle bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des 

Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu 

erhalten. Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Ar-

beiten, den Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des 

Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang 

der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die 

untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren 

verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des 

Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V). 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Flächenbilanz:  

Geltungsbereich 88.173 m² 

Sondergebiet 57.424 m² 

A-Fläche 2.673 m² 

Verkehrsfläche 1.776 m² 

      
zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

 
Zur Ermittlung des Biotopwertes wird zunächst aus der Anlage 3 die Wertstufe 
ermittelt. Die Wertstufe für „Sandacker“ (ACS) ist 0. Der durchschnittliche Bio-

topwert berechnet sich aus 1 abzüglich des Versiegelungsgrades des derzeitigen 
Biotoptyps.  

 
Biotopwert ACS:  1 - 0 (Versiegelungsgrad) = 1 
 

Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 
 

Im Abstand von weniger als 100 m zu den angrenzenden Störquellen (bestehen-
der Solarpark) beträgt der Lagefaktor 0,75. Darüber hinaus liegt der Lagefaktor 
bis zu einer Entfernung von maximal 625 m bei 1,00. 
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Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 

Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 
 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktions-
verlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der 
vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps 

und dem Lagefaktor. 

 

Biotoptyp 

 

Fläche 

des be-

einträch-

tigten 

Biotops 

in m² 

Biotop-

wert 

Lage-

faktor 

Fläche * Biotopwert * 

Lagefaktor = EFÄ m² 

 

Eingriffsflä-

chenäqui-

valent [m² 

EFÄ] 

12.1.1 

Sand-

acker 

18.230 1 0,75 18.230 * 1 * 0.75 13.672 

12.1.1 

Sand-

acker 

39.194 1 1,00 39.194 * 1 * 1,00 39.194 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 52.866 

 

Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Bau-

grenze sind für die geplante Photovoltaikanlage generell nicht zu erwarten. Der 

Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine Immissionen, die eine 

Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten lässt. 
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Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

 

Zur Erschließung der Geltungsbereiche ist die Anlage eines Schotterweges not-

wendig. Es ist biotopunabhängig die teilversiegelte Fläche in m² zu ermitteln und 

mit einem Zuschlag von 0,2 zu berücksichtigen. 

 

Teil-

/Vollversiegelte 

bzw- überbaute 

Fläche 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

Teil-/Vollversiegelte 

bzw- überbaute Flä-

che * Zuschlag = 

EFÄ 

Eingriffsflä-

chenäqui-

valente EFÄ 

 

1.776 m² 

 

0,2 1.776 * 0,2 355 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 355 

 

Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

 

m² EFÄ für Bio-

topbeseitigung  
+ 

m² EFÄ für 

Funktionsbeein-

trächtigung 

+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

Multifunkti-

onaler 

Kompensa-

tionsbedarf 

[m² EFÄ] 

52.866 0 355 53.221 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs  

m² EFÄ: 
53.221 
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Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage von Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

Beschreibung: Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten 

Flächen werden der Selbstbegrünung überlassen 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o Frühster Mahdtermin 15. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgesehen 

werden mit einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor dem 15. 

Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der Bau-

leitplanung bzw. der Vorhabengenehmigung 

Wert der Zwischenmodulflächen: 

SO EBS Zwischenmodulflächen GRZ 0,65 (35 %) →  0,5 

  Überschirmten Flächen GRZ 0,65 (65 %) → 0,2 

Damit ergibt sich folgende Äquivalenzfläche für die Maßnahme: 

kompensati-

onsmindernde 

Maßnahme 

Fläche 

in m² 
Wertstufe 

Fläche * Wert d. 

kompensations-

mindernden Maß-

nahme = m² FÄ 

Flächenäquiva-

lent d. kompen-

sationsmindern-

den Maßnahme    

[m² FÄ] 

Anlage von Grün-

flächen auf Photo-

voltaik-

Freiflächenanlagen 

(Überschirmte 

Fläche SO EBS) 

37.326 0,2 37.326 * 0,2 7.465 

Anlage von Grün-

flächen auf Photo-

voltaik-

Freiflächenanlagen 

(Zwischenmodul-

fläche SO EBS) 

20.098 0,5 20.098 * 0,5 10.049 

Gesamtumfang als Flächenäquivalent für die kompensationsmin-

dernde Maßnahme: 
17.514 
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Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen korri-

gierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt: 

 

Multifunktionaler 

Kompensationsbedarf 

(m² EFÄ) 

- 

Flächenäquivalent d. kom-

pensationsmindernden Maß-

nahme (m² EFÄ) 

Korrigierter multi-

funktionaler Kom-

pensationsbedarf 

[m² EFÄ] 

53.221 17.514 35.707 

Korrigierter multifunktionaler Kompensationsbe-

darf: 

35.707 

 

Der korrigierte multifunktionale Kompensationsbedarf des Eingriffes liegt bei 

45.505 m² EFÄ. 

 

Kompensationsmaßnahmen 

(A) Maßnahme 2.21:  Anlage von Feldhecke auf Erdwall 

Flächengröße:   2.673 m² 

Lage:  mit „A“ gekennzeichnete Fläche  

derzeitige Nutzung:  intensiv genutzter Acker 

Beschreibung:  Lineare mehrreihige Anpflanzung von Sträuchern mit 

eingestreuten Bäumen (Überhälter) in der freien Land-

schaft 

Anforderungen: 

o nicht auf wertvollen offenen Trockenstandorten (Karte III Punkt 6.1 GLRP) 

sowie in Rastvogelgebieten der Stufen 3 und 4 

o in ausgewiesenen Bereichen zur Strukturanreicherung der Agrarlandschaft 

(Karte III Punkt 7.1 GLRP) 

o andere Standorte nur in Abstimmung mit zuständiger Naturschutzbehörde 

o nicht an öffentlichen Straßen 

o keine wirtschaftliche Nutzung 

Vorlage eines Pflanzplanes: 

o Verwendung von Arten naturnaher Feldhecken (siehe Definition gesetzlich 

geschützter Biotope, Nr. 4.4 der Anlage 2 zu § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V) 

o Verwendung standortheimischer Gehölzarten aus möglichst gebietseigenen 

Herkünften 

o Verwendung von mind. 5 Straucharten und mind. 2 Baumarten 

o Pflanzqualitäten und- größen: Sträucher 60/100 cm, 3-triebig, 
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o Pflanzung von einzelnen großkronigen Bäumen als Überhälter (Bäume I. 

Ordnung) in Abständen von ca. 15-20 m untereinander (Stammumfang 

12/14 cm) mit Zweibocksicherung* 

o Pflanzabstände: Sträucher im Verband 1,0 m x 1,5 m 

o Sicherung der Pflanzung durch Schutzeinrichtung gegen Wildverbiss 

o Mindestreihenzahl: 3 im Abstand von 1,5 m incl. beidseitiger Saum von 2 

m Abstand vom Stammfuß 

o Mindestbreite der Heckenpflanzung: 7 m 

 

Vorgaben zur Fertigstellungs- und Entwicklungspflege: 

o Pflege der Gehölze durch 1-2malige Mahd je nach Standort und Vergra-

sung über einen Zeitraum von 5 Jahren 

o Nachpflanzen der Bäume bei Ausfall, bei Sträuchern bei mehr als 10 % 

Ausfall 

o bedarfsweise Bewässerung und Instandsetzung der Schutzeinrichtungen 

o Verankerung der Bäume nach dem 5. Standjahr entfernen 

o Abbau der Schutzeinrichtungen bei gesicherter Kultur, frühestens nach 5 

Jahren 

Vorgaben zur Unterhaltungspflege: 

o Pflegemaßnahmen des Strauchsaumes beschränken sich auf seitliche 

Schnittmaßnahmen, um ein weiteres Ausbreiten zu verhindern 

o kein Auf-den-Stock-Setzen 

o Mindestlänge: 50 m 

 

Bezugsfläche für Aufwertung: Maßnahmenfläche 

Kompensationswert: 2,5 

 

Fläche der 

Maßnahme 

[m²] 

X Kompensationswert 

der Maßnahme 

Kompensationsflächen- 

äquivalent [m² KFÄ] 

2.673 2,5 6.682 

Kompensationsflächenäquivalent 6.682 

 

Die naturschutzfachliche Aufwertung (Kompensationswert) der Maßnahme A be-

trägt 6.682 m² KFÄ.  
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(B) Maßnahme 2.33: Umwandlung von Acker in Brachfläche mit Nut-

zungsoption als Mähwiese 

 

Flächenbilanz:  Ackerland 26.300 m²  

Lage: mit „A“ gekennzeichnete Fläche im Bebauungsplan Nr. 7 „So-

larpark Sülte“ der Gemeinde Sülstorf  

Beschreibung: Umwandlung von Ackerflächen durch spontane Begrünung in 

eine Brachfläche  

mit Nutzungsoption: Umwandlung von Ackerflächen in Dauer-

grünland als einschürige Mähwiese oder einer Mahd in einem 

zwei-bis dreijährigem Rhythmus  

Anforderungen:  

o Fläche vorher mindestens 5 Jahre als Acker genutzt 

o Bodenwertzahl von maximal 27 Bodenpunkten 

o Mindestbreite 10 Meter 

o Spontane Begrünung 

o Mindestgröße der Fläche 2.000 m² 

Nutzungsoption:  

o Frühster Mahdtermin 1. September mit Abfuhr des Mähgutes 

o Höchstens einmal jährlich, mindestens alle 3 Jahre  

o Mahdhöhe 10 cm über Geländekante mit Messerbalken 

Weitere Arbeiten und Maßnahmen aller Art wie Düngung, Einsatz von PSM, Ein-

saaten, Umbruch, Bodenbearbeitung, Melioration u.ä. sind auf der Fläche ausge-

schlossen. 

Kompensationswert: 2,0 

 

Fläche der 

Maßnahme 

[m²] 

x Kompensationswert der 

Maßnahme 

Kompensationsflächen- 

äquivalent [m² KFÄ] 

26.300 2,0 52.600 
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5. Gesamtbilanzierung  

Maßnahme A 

m² KFÄ 
+ 

Maßnahme B  

m² KFÄ 
+ 

Gesamtbilanzierung 

m² KFÄ 

6.682 52.600 59.282 

Kompensationsflächenäquivalent 59.282 

 

Das Kompensationsflächenäquivalent der Maßnahmen beträgt 59.282 

m². Der multifunktionale Kompensationsbedarf von 35.707 EFÄ wird 

somit vollständig kompensiert.  

Es verbleibt ein Kompensationsüberschuss von 23.575 m² EFÄ der bei ähnlich 

gelagerten Projekten genutzt werden kann. 


